
Eine solche Sachlage ist insbesondere dann gegeben, 
wenn dem Ehegatten, der allein oder überwiegend die 
Ehe zerrüttet hat, das Erziehungsrecht für die Kinder 
übertragen wird und er aus diesem Grunde nicht in 
der Lage ist, einer Berufstätigkeit nachzugehen und 
auch aus seinem sonstigen Vermögen seine Lebens­
bedürfnisse nicht bestreiten kann (so auch FGß-Lehr- 
kommentar, Berlin 1966, Anm. I au § 29, S. 120 ff., so­
wie Eherhaidt, „Zu einigen Ergebnissen der Diskussion 
über den FGB-Entwurf“, NJ 1966 S. 10, Fußn. 17). Es 
erfordern dann die wohlverstandenen Interessen der 
Kinder, deren Erziehung eine bedeutende staatsbürger­
liche Aufgabe des erziehungsberechtigten Eltemteils ist, 
die gesellschaftliche Anerkennung und Würdigung fin­
det (§ 42 Abs. 1 FGB), diesem einen Unterhaltsan­
spruch zuzubilligen, selbst wenn Umstände, die in 
seinem Verhalten liegen, unter anderen Bedingungen 
dagegen sprechen würden. Eine solche Entscheidung 
ist dann auch gerechtfertigt und widerspricht nicht 
der Rechtsauffassung unserer Bürger. Der nichterzie- 
hungsberechtigte Ehegatte, der sich in der Ehe pflicht­
bewußter verhielt, hat in diesem speziellen Falle zu­
sätzliche Pflichten gegenüber seinen Kindern, deren 
künftiges Wohl durch eine ausreichende Erziehung und 
Betreuung durch den hierfür berechtigten Elternteil zu 
gewährleisten ist. Hierdurch wird jedoch nicht ausge­
schlossen, daß sich das eheliche Fehlverhalten des 
erziehungsberechtigten Ehegatten, wenn es schwerwie­
gend und für die Zerrüttung ursächlich ist, auf die 
Höhe seines Unterhaltsanspruchs mindernd auswirken 
kann. Immerhin ist ihm jedoch ein solcher Unterhalts­
betrag zuzubilligen, der seine dringendsten Bedürf­
nisse deckt, zumal sonst nicht auszuschließen wäre, 
daß Unterhaltsmittel, die für die Kinder bestimmt sind, 
anderweit Verwendung finden.
Nach dem Beweisergebnis steht fest, daß die Ver­
klagte nach Ausspruch der Scheidung aus objektiven 
Gründen nicht sogleich in der Läge war, die Tochter S. 
in eine Krippe zu geben. Hiervon wurde ihr ärzt­
licherseits wegen des Gesundheitszustandes des Kindes 
für die nächsten sechs Monate dringend abgeraten. Des 
weiteren hat die Verklagte unwidersprochen vorgetra­
gen, daß nach Auskunft der Abteilung Gesundheits­
wesen in nächster Zeit ein Krippenplatz nicht zur 
Verfügung gestellt werden könne. Es lag demnach nahe, 
daß die Verklagte einer ganztägigen Berufstätigkeit 
nicht ohne weiteres nachgehen konnte. Ob die Schwie­
rigkeiten dadurch zu überwinden waren, daß die Mut­
ter der Verklagten auch fürderhin bereit .ist, 'sich, wie 
vor der Scheidung, an der Erziehung und Betreuung 
des Kindes zu beteiligen, wird in der erneuten Ver­
handlung noch, zu klären sein. In diesem Zusammen­
hang ist zusätzlich zu erörtern, ob und in welchem 
Maße die Verklagte angehalten werden kann, Heim­
arbeit zu verrichten. In Ausnahmefällen, wie dem vor­
liegenden, ist vom erziehungsberechtigten Ehegatten zu 
verlangen, daß er neben der Erziehung des Kindes, 
die natürlich nicht beeinträchtigt werden darf, alle 
Möglichkeiten nutzt, eigene Einkünfte zu erzielen, da­
mit er zumindest einen Teil seiner Bedürfnisse aus 
Erträgnissen eigener Berufsarbeit decken kann.

Sind solche Möglichkeiten nicht gegeben, wird der 
Kläger ab Rechtskraft der Scheidung an die Verklagte 
einen allen Umständen gerecht werdenden Unterhalts­
betrag für eine Überbrückungszeit zahlen müssen. Des­
sen Dauer wird vor allem davon abhängig sein, ab 
wann für das Kind ein Krippenplatz zur Verfügung 
gestellt werden kann . oder konnte. Hierzu ist eine 
Auskunft bei der Abteilung Gesundheitswesen einzu­
holen. Da die staatlichen Organe, besonders auch des 
Gesundheit«- und Sozialwesens, verpflichtet, sind, den 
Eltern bei der Erziehung und Betreuung ihrer Kinder

zu helfen (§4 Abs. 1 FGB), hat die Zivilkammer zu­
gleich auf die Dringlichkeit in diesem gesondert ge­
lagerten Falle hinzuweisen und um eine alsbaldige 
Bereitstellung eines Krippenplatzes zu ersuchen. Hier­
durch würde für die noch junge Verklagte die Wieder­
aufnahme ihrer früheren Berufstätigkeit ermöglicht 
und für den Kläger eine über Gebühr lang dauernde 
Unter halts Verpflichtung "gegenüber seiner geschiedenen 
Frau vermieden.
Was die Höhe des Unterhalts anbelangt, so sind die 
hierzu bereits gegebenen allgemeinen Hinweise zu be­
achten. Es ist aber auch zu berücksichtigen, daß das 
Verhalten eines Ehegatten, der allein oder überwie­
gend die Ehe zerrüttet hat, aber dennoch unterhalts­
berechtigt ist, differenziert bewertet werden muß. Auch 
das Verhalten des anderen Ehegatten kann ggf. für 
die Unterhaitsfrage nicht außerhalb jedweder Bewer­
tung bleiben. So blieb z. B. in der Entscheidung des 
Kreisgerichts, worauf der Kassationsantrag zutreffend 
hinweist, unerwähnt, daß^zü der Zeit, als dem Kläger 
die l72-Zimmer-Wohmjng zugewiesen wurde (etwa Fe­
bruar 1968), die Verklagte schwanger war und unter 
erheblichen hierdurch bedingten Beschwerden litt. Ihre 
Weigerung, zu diesem Zeitpunkt nach B. zu verziehen, 
kann daher nicht als schwerwiegende Verletzung ihrer 
ehelichen Pflichten angesehen werden, wofür übrigens 
auch der Kläger Verständnis zeigte. Die nach der Ent­
bindung aufgetretenen Differenzen der Parteien wegen 
der Anschaffung bestimmter Haushaltsgegenstände 
können das ablehnende Verhalten der Verklagten zwar 
nicht rechtfertigen, sie sind jedoch bei der Einschät­
zung der Schwere des * pflichtwidrigen Verhaltens der 
Verklagten mit zu beachten.
Fehl geht schließlich der Hinweis der Zivilkammer 
auf § 18 Abs. 4 FGB. Sie hat insoweit nicht erkannt, 
weshalb der Unterhalt für Ehegatten, die .bei .bestehen­
der Ehe getrennt leben, und für geschiedene Eheleute 
im FGB unterschiedlich ausgestaltet würde. Im ersten 
Falle soll die Unterhaltsregelung nicht zuletzt auch mit 
zur Überwindung der Ehestörungen, vor allem des 
Getrenntlebens, beitragen, während es im Falle des § 29 
FGB darum geht, die Folgen der Scheidung auf dem 
Gebiete des Unterhalts einer beiden Ehegatten gerecht 
werdenden Lösung zuzuführen.
Da das Urteil des Kreisgerichts in Ziff. 4 seines Aus­
spruchs § 29 FGB verletzt, war es insoweit aufzuheben. 
Nachdem nicht auszuschließen ist, daß im Ergebnis der 
weiter vorzunehmenden Erörterungen der Verklagten 
doch Unterhaltsansprüche gegenüber dem Kläger für 
die Zeit nach der Scheidung zustehen könnten, war 
auch die Entscheidung über den Unterhalt für die 
Tochter S. mit aufzuheben.

§31 FGB; §§20, 44 FVerfO; §93 ZPO.
1. Gemäß §44 FVerfO finden in Familiensachen, soweit 
es sich nicht um Ehesachen handelt, die kostenrecht­
lichen Bestimmungen der ZPO Anwendung. Das trifft 
grundsätzlich auch auf § 93 ZPO zu, nach dem der kla­
genden Partei die Verfahrenskosten zur Last fallen, 
wenn der Verklagte keine Veranlassung zur Klagerhe­
bung gegeben hat und den Anspruch sofort anerkennt.
2. Der Gesetzestext des § 31 FGB schließt nicht aus, 
außergerichtliche Vereinbarungen der geschiedenen 
Ehegatten fiber die Fortdauer einer nach § 29 FGB 
durch gerichtliche Entscheidung ausgesprochenen befri­
steten Unterhaltsberechtigung für zulässig und rechts­
verbindlich anzusehen, soweit sie den Grundsätzen 
des Familienrechts entsprechen.
3. Wird in einer außergerichtlichen Vereinbarung fiber 
die Fortdauer des Unterhalts für eine bestimmte Zeit


